
Pensionist bei Telefontrick
um 20.000 Euro betrogen
Kriminalität. Eine Frau gab sich als Bankangestellte
aus und räumte das Konto des 86-Jährigen aus Wien.

Wien. Ein 86-Jähriger ist Opfer
einer Telefonbetrügerin gewor-
den, er verlor 20.000 Euro. „Er
wurde von einer Frau angerufen,
die sich als Mitarbeiterin der
Bank ausgab, bei welcher der
Mann Kunde ist. Die Frau for-
derte ihn auf, Verfügernummer
und PIN-Code seines Online-
Banking-Accounts bekannt zu ge-
ben“, schilderte Polizeisprecher
Markus Dittrich den Vorgang.

Die Bank habe „seltsame Ab-
buchungen“ auf seinem Konto
festgestellt und wolle diese nun
prüfen bzw. verhindern, sagte die
Betrügerin zum Pensionisten.
„Nachdem der betagte Mann die
geforderten Daten bekannt gege-
ben und das Telefonat beendet
hatte, musste er feststellen, dass
wenig später ein Betrag im unte-
ren fünfstelligen Euro-Bereich
von seinem Konto abgebucht
wurde“, so der Polizeisprecher.

Der 86-Jährige erstattete An-
zeige in der Polizeiinspektion
Schulgasse. Er gab an, die Service-
nummer seiner Bank zu wissen

und diese in der Anrufnummer
beim Telefonat mit der Betrügerin
wiedererkannt zu haben, worauf
er sich habe täuschen lassen.

Nicht auf „Rückruf“ drücken
Die Polizei rät für solche Fälle:
„Wenn Ihnen bestimmte Auffor-
derungen per Telefon unseriös
erscheinen, beenden Sie das Te-
lefonat und rufen Sie selbst die
Servicehotline zurück. Drücken
Sie jedoch nicht auf Rückruf, son-
dern vergewissern Sie sich, die
echte Telefonnummer zu wäh-
len.“ Und weiter: „Kein seriöses
Bankinstitut fordert per E-Mail
oder telefonisch die Bekanntgabe
von persönlichen Daten wie PIN-
Codes oder Passwörter. Den An-
weisungen solcher Anrufe sollte
man keinesfalls nachkommen,
sondern unverzüglich das Telefo-
nat beenden und Anzeige erstat-
ten.“ Man dürfe sich auch nicht
von Telefonnummern täuschen
lassen – es könnte sich um Ruf-
nummern-Missbrauch mithilfe
einer Software handeln. (APA)

KLEINE CHRONIK

Namenstag.
Raimund, Valentin.

Festtage/Jubiläen.
Der Verfassungshistoriker em.
Univ.-Prof. Dr. Wilhelm Braun-
eder, Abgeordneter zum Natio-
nalrat und dessen Dritter Präsi-
dent von 1996 bis 2000, feiert
morgen seinen 80. Geburtstag.

NACHRICHTEN

Polizisten retteten
56-Jährigem das Leben
Am Donnerstag haben zwei Po-
lizisten aus Schwanenstadt
einem 56-Jährigen wahrschein-
lich das Leben gerettet. Alar-
miert von einem Familienmit-
glied, weil sich der Mann schon
länger nicht gemeldet hat, fan-
den ihn die Beamten röchelnd
und hilflos in seiner Wohnung
in der Gemeinde Oberndorf bei
Schwanenstadt. Er dürfte zuvor
gestürzt sein. Nach der Erstver-
sorgung durch den Notarzt
brachte die Rettung den Patien-
ten ins Klinikum Vöcklabruck.

Bezirkschef: „Mir geht
es nicht schnell genug“
Josefstadt. Der grüne Bezirksvorsteher, Martin Fabisch, plant ein
verkehrsberuhigtes Supergrätzel. Die Stadt könne sich in Sachen
Tempo ein Beispiel an (grüner) Bezirkspolitik nehmen, findet er.

VON MIRJAM MARITS

Wien. Vor zwei Jahren ist die Josef-
stadt politisch (wieder) grün ge-
worden: Martin Fabisch hat bei
den Wahlen ÖVP-Bezirkschefin
Veronika Mickel abgelöst. Und be-
müht sich seither um mehr Begrü-
nung in Wiens kleinstem (und
grauesten) Bezirk, der nun auch
ein verkehrsberuhigtes Supergrät-
zel bekommen soll.

Die Presse: Sie sind mit dem
Wahlversprechen „1000 Bäume
für die Josefstadt“ angetreten.
Wie viele haben Sie in den ersten
zwei Jahren im Amt schon ge-
pflanzt?
Martin Fabisch: Ich zähle nicht
mit. Aber wo es nur geht, wird ge-
pflanzt. Ich hoffe, dass es, wenn
ich dann einmal zurücktrete, mehr
als 1000 Bäume sind. Wir haben
einen enormen Aufholbedarf, weil
wir mit 1,9% den geringsten Grün-
anteil in ganzWien haben.

Und wie viele sind es wirklich
bisher?
Wie rechnen wir es? Rechnet man
auch die Bäumemit, die sonst frü-
her gefällt worden wären? In der
Pfeilgasse sind vor Kurzem neun
neue Bäume dazu gekommen, in
der Krottenthalergasse 21. Insge-
samt von uns neu gesetzt werden
es knapp 100 sein. Sie können
sich also ausrechnen, wie lang ich
vorhabe, im Amt zu bleiben
(lacht).

Also durchaus noch einige Amts-
perioden . . .
Meine Zeit als Bezirkschef ist be-
grenzt, aber ich möchte in der Zeit
viel Nachhaltiges schaffen. Und
hoffe, dass wichtige Projekte nicht
Opfer von politischem Hickhack
werden, denn wir sind leider auf
die Opposition angewiesen. Wir
haben wegen des Klimawandels
nur wenige Jahre Zeit, um etwas
zu bewirken. Es hat keinen Sinn,
immer nur von Wahl zu Wahl zu
denken. Wir müssen nachhaltig
an die nächsten Generationen
denken.

Wie zufrieden sind Sie mit Ihren
ersten zwei Jahren?
Mir kann es nicht schnell genug
gehen. Also nein, die Geschwin-
digkeit ist mir nicht schnell genug.
Wie viele Bäume schon gesetzt
wurden, hängt nicht nur von mei-
nem Willen und Tun ab. Wir brau-
chen immer eine weitere Fraktion,
die mit uns mitgeht.

Wie regiert es sich eigentlich mit
Ihrer langjährigen Vorgängerin
als Stellvertreterin, Veronika Mi-
ckel von der ÖVP?
Ich gebe zu, das ist eine äußerst
ungewöhnliche Situation. Ich bin
mir auch nicht sicher, ob man da-
durch der Josefstadt einen Dienst
erweist. Es liegt nicht nur in der
Hand des Bezirksvorstehers allein,
ob die Stimmung zwischen den
Fraktionen Friede, Freude, Eierku-
chen ist. Man bemüht sich.

Konflikte besonders mit der ÖVP
gibt es immer wieder . . .
Ich äußere mich dazu ungern, ich
brauche die Opposition ja zur Zu-
sammenarbeit. Aber ja, punktuell
würde ich mir mehr Zusammenar-
beit mit den einzelnen Fraktionen
wünschen. Ich habe kein Ver-
ständnis für parteipolitisches Zick-
zackverhalten.

Das Bezirksbudget wurde ein-
stimmig beschlossen, auch die
Planung für die Umgestaltung
der Lerchenfelder Straße . . .
Das ist auch gut so. Die Lerchen-
felder Straße wird ein Monsterpro-
jekt gemeinsam mit dem sieben-
ten Bezirk. 2022 gab es die Partizi-
pation der Anrainerinnen und An-
rainer, 2023 geht es an die konkre-
ten Planungen, 2024 an die Um-
setzung. Das ist ein Fahrplan, der
nicht schnell ist. Es ist aber auch
ein großes Projekt. Wir wollen alle
Stakeholder – Anrainer, Stadt, hof-
fentlich auch die Opposition – an
Bord holen.

Was wird sich in der Lerchenfel-
der Straße ändern?
Das kommt jetzt vielleicht nicht
überraschend, aber: Mehr Grün-
raum und Bäume. Wenn es sein
muss, auch auf Kosten der Pkw-

Stellplätze. Die Anrainerinnen und
Anrainer wünschen sich gerade
auf der Achte-Bezirk-Seite mehr
Bäume, weil es da im Sommer
richtig herunterbrennt. Das Pro-
blem ist, dass hier die Gasleitun-
gen verlaufen, aber es gibt neue
Techniken, durch die es möglich
ist, auch auf diesen Leitungen
Bäume zu setzen.

Sie würden Tempo 50 gern aus

der Josefstadt verbannen. Wird
das auf der Lerchenfelder Straße
möglich sein?
Da wird es noch viele Gespräche
geben müssen. Für den motori-
sierten Individualverkehr wäre das
ein guter, wichtiger Schritt. Für die
öffentlichen Verkehrsmittel soll
Tempo 50 bleiben, niemand will
den öffentlichen Verkehr brem-
sen.

In punkto Neugestaltung hat Ihre
ÖVP-Vorgängerin auch Projekte
umgesetzt . . .
Ja, aber die Begegnungszone Lan-
ge Gasse hat acht Jahre lang ge-
dauert. Wir dürfen nicht mehr
acht Jahre für so ein Projekt brau-
chen. Wir möchten niemanden so
lang hinhalten. Wenn man sich
den siebenten Bezirk anschaut:
Der hat sich unter den grünen Be-
zirksvorstehern in den vergange-
nen 15 Jahren wesentlich verän-
dert. In der Josefstadt haben wir
seit zwei Jahren wieder grüne Poli-
tik, da sind wir natürlich hinten
nach. Aber was das Tempo angeht,
finde ich, dass die grüne Bezirks-
politik auch Vorbild für manche
Projekte der Stadt sein könnte.

Die Stadt könnte also manches
schneller angehen. Sonst kriti-
sieren Sie die Stadtregierung er-
staunlich wenig. Sind Sie so zu-
friedenmit Rot-Pink?
Ich glaube, es wäre unklug und
nicht konstruktiv, laute Kritik an
der Stadtregierung zu äußern als
grüner Bezirksvorsteher. Ich muss
daran denken, was wir für die Jo-
sefstädterinnen und Josefstädter
bewegen können. Parteipoliti-
sches Hickhack zwischen Bezirk
und Stadt zu erzeugen wäre un-
professionell.

Was gibt es noch zu tun außer
Grünraum zu schaffen?
Die Mobilität muss sich ändern.
Wir möchten daher die Idee von
TU-Verkehrsexperten Harald Frey
aufgreifen und ein Supergrätzel in
der Josefstadt schaffen: Also ein
Grätzel, in dem durch mehr Grün-
raum und verkehrsberuhigende
Maßnahmen die Aufenthaltsqual-
tität steigt: Der Durchzugsverkehr
wird unterbunden, für Anrainer
gibt es die Möglichkeit zuzufah-
ren, aber möglicherweise nicht auf
direktem Weg. Derzeit läuft die
Einholung der Kostenvoranschlä-
ge. Es gibt auch schon ein Zielge-
biet – das Grätzel zwischen Ben-
no- und Albertplatz, aber das ist
noch nicht in Stein gemeißelt.

Martin Fabisch, grüner Bezirksvorsteher der Josefstadt, mit seiner Hündin Peekaboo vor dem Amtshaus. [ Clemens Fabry ]

ZUR PERSON

Martin Fabisch, 1968 in Graz geboren,
aufgewachsen in Ilz in der Steiermark,
ist seit 2020 grüner Bezirksvorsteher der
Josefstadt, nachdem den Grünen bei
den Bezirksvertretungswahlen mit
33,59 % der erste Platz im Bezirk gelang.
Fabisch löste Veronika Mickel (ÖVP) ab,
die zehn Jahre lang Bezirkschefin war
und nun seine Stellvertreterin ist.

Muslimbrüder-Anführer?
Ermittlungen eingestellt
Operation „Luxor“. Dem Verdächtigen war unter
anderem terroristische Vereinigung vorgeworfen worden.

Wien. Die Ermittlungen der Grazer
Staatsanwaltschaft gegen den mut-
maßlichen Anführer von Muslim-
brüdern und Hamas-Mitgliedern,
A. S. – unter anderem wegen terro-
ristischer Vereinigung, Terrorfi-
nanzierung und Geldwäsche –,
wurden eingestellt. Das berichtet
der „Standard“ am Freitag und zi-
tiert dabei aus einem Beschluss
des Oberlandesgerichts Graz, der
der Zeitung vorliege. Einmal mehr
fehle in der Causa das Verdachts-
substrat, heißt es in dem am Frei-
tag erschienenen Beitrag.

Demnach sind bisher mehr als
20 Verfahren eingestellt worden –
bei insgesamt knapp 100 Beschul-
digten. „Der Rechtsstaat hat sich
bewährt“, wird der Verteidiger von
A. S., Andreas Rest, zitiert.

Wohnungen gestürmt
Zahlreiche schwer bewaffnete Be-
amte hatten am 9. November 2020
im Zuge der sogenannten Opera-
tion „Luxor“ österreichweit Woh-
nungen gestürmt. Einem anony-
men Hinweisgeber zufolge war

A. S. „der führende Muslimbruder
in Österreich“. Das Oberlandesge-
richt Graz „zerpflücke“ in seinem
Beschluss zu A. S. nun die Arbeit
der Ermittler. Sinngemäß werde
festgehalten, dass nicht klar sei,
woher der Hinweisgeber seine In-
formationen bezogen oder wer sie
ihm zugetragen habe.

Zudem deute sich anhand sei-
ner eigenen Ausführungen an,
dass es sich bei seinen Aussagen
zum Teil um bloßes Hörensagen
gehandelt haben könnte. (red.)
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Morgen in der
„Presse am Sonntag“
Wer sind die Reichsbürger und
Staatsverweigerer? Experten sehen
diese Strömungen als relevante
Gefahr, auch im neuen Jahr.
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